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Der Oberbürgermeister 
 
 
 
       Anlage 3 zur Drucksache 1618/2010 
 
 
 
                     
 
 
Stellungnahme zum Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes 
zur Jahresrechnung 2009 
 
Das Rechnungsprüfungsamt (RPA) hat mir seinen Schlussbericht für das Haushaltsjahr 2009 vorge-
legt, der eine Differenzierung der Prüfungsfeststellungen in zwei Kategorien vornimmt und zwar wie 
bisher 
 
Bemerkungen, zu denen eine Stellungnahme des Oberbürgermeisters erwartet wird (B/St) und we-
sentliche Feststellungen, bzw. Bemerkungen (W), zu denen eine Stellungnahme des Oberbürgermeis-
ters für erforderlich gehalten wird.  
 
Meine folgende Stellungnahme geht auf alle im Schlussbericht mit B/St gekennzeichneten Prüfungs-
feststellungen ein. 
 
Auf die übrigen im Schlussbericht enthaltenen Prüfungsfeststellungen und -hinweise habe ich die 
Fachbereiche und Betriebe hingewiesen und sie aufgefordert, die aufgezeigten Mängel abzustellen 
bzw. mit dem RPA zu erörtern. 
 
 
 
Stellungnahme zu den Prüfungsbemerkungen (B/St) 
 
zu Ziffer 5.534 „Antragsänderung für Zuwendungen bei Straßenbaumaßnahmen“ 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hat in seinen Prüfbemerkungen darauf hingewiesen, dass der Straßen-
bau in Hannover von den Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus (RSTO) abweicht. Die 
dadurch entstandenen Mehrkosten werden vom Zuwendungsgeber für Straßenbaumaßnahmen nicht 
erstattet. 
 
Der Fachbereich Tiefbau hat darauf reagiert und mit Wirkung vom 24.08.2010 festgelegt, dass Bau-
leistungen künftig nach in den einschlägigen technischen Regelwerken festgelegten Standards aus-
geschrieben werden. Der spezielle Straßenaufbau „Standard Hannover“ wird nur noch in Ausnahme-
fällen eingesetzt. 
 
 
zu Ziffer 5.535 „Zahlungen an die infra nach Flächennutzungsvertrag zum Teil vorerst ausge-
setzt“ 
 
In der Stellungnahme der Verwaltung zum Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes für das 
Haushaltsjahr 2008 war bezüglich der Thematik Grunderneuerungsmaßnahmen auf Verhandlungen 
über den Flächennutzungsvertrag verwiesen worden. Anlass war ein Beschluss der politischen Gre-
mien der Region, in dem die infra aufgefordert wird, wegen der aus Sicht der Region zu hohen Nut-
zungsentgeltzahlungen den Flächennutzungsvertrag zu kündigen. Da der Vertrag bisher nicht gekün-
digt wurde, kam es auch nicht zu Neuverhandlungen. 
 
Im Rahmen einer Neuverhandlung sollte u.a. die Frage, ob in der Vergangenheit Zahlungen ohne 
Rechtsgrundlage erfolgten, für die Zukunft eindeutig geregelt werden. Nach 21 Monaten ist im Sep-
tember 2010 wieder eine Rechnung der infra über den Stadtanteil für mehrere Grunderneuerungs-
maßnahmen eingegangen. Da eine Neuverhandlung des Flächennutzungsvertrages nicht absehbar 
ist, wird die nunmehr eingegangene Rechnung zum Anlass genommen zu prüfen, ob wegen fehlender 
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eindeutiger Rechtsgrundlage die städtische Beteiligung an Grunderneuerungsmaßnahmen eingestellt 
werden kann. Unabhängig davon ist noch die Prüffähigkeit der Rechnungen weiterhin nicht gegeben. 
 
Zu den Instandhaltungsmaßnahmen hat die infra mit Schreiben vom 30.09.2010 Unterlagen zu den in 
2009 entstandenen Kosten übersandt und einen Vorschlag für die rückwirkende und zukünftige pau-
schale Abrechnung gemacht. Diese wird zurzeit geprüft. Ziel ist es, noch in 2010 die Instandhaltung 
abzurechnen, so dass Rückstellungen nicht erforderlich werden 
 
 
Zu 5.726 „Zu hohe Bewertung der Grundstücke, die mit einem Erbbaurecht belegt sind“ 
 
Sowohl in den Hinweisen des Ministeriums für Inneres und Sport (MI) zu Bewertungsfragen als auch in der 
städtischen Bewertungsrichtlinie ist keine Pflicht zur Abwertung von Erbbaugrundstücken normiert, 
sondern ein Wahlrecht. Danach „kann eine einmalige Anpassung des Wertansatzes vorgenommen 
werden, um evtl. Wertminderungen durch das Erbbaurecht darzustellen". 
Der FB 20 hat entschieden, dieses Wahlrecht dergestalt auszuüben, dass grundsätzlich der volle Bo-
denrichtwert beibehalten wird, da die Belastung eines Grundstücks mit einem Erbbaurecht zwar das 
Nutzungsrecht einschränkt, damit jedoch nicht grundsätzlich eine Wertminderung verbunden ist, da 
diese Einschränkung durch die Zahlung eines Erbbauzinses kompensiert wird. 
Anders wäre dies zu beurteilen, wenn im Einzelfall bezüglich des Grundstücks wertmindernde Fakto-
ren benannt werden. Solche Einzelfälle wurden uns allerdings nicht mitgeteilt. Das Bestehen eines 
Erbbaurechts als solches mindert u.E. nicht generell den Wert des Grundstücks. 
 
Würde man der Auffassung des Rechnungsprüfungsamtes folgen, dass allein das Bestehen eines 
Erbbaurechts den Grundstückswert mindert, wären die Wertansätze der Grundstücke immer dann zu 
niedrig, wenn das Erbbaurecht ausläuft. Da die Erbbaurechte höchst unterschiedliche Laufzeiten ha-
ben, wären somit tendenziell die Bilanzwerte falsch. 
 
Die Argumentation, dass die durch die Erbauzinsen erreichte Kapitalverzinsung nicht angemessen ist, 
kann u.E. ebenfalls nicht als Argument für eine Wertminderung der Grundstücke herangeführt werden. 
Zum einen sind die Kapitalmarktzinsen derzeit historisch niedrig, zum anderen Schwankungen unter-
legen. Bei konsequenter Betrachtung müsste auch hier eine ständige Anpassung der Grundstücks-
werte erfolgen. 
 
 
Zu 5.728 „Fehlende Grundsatzentscheidung und Anpassung der Bewertungsrichtlinie“ 
 
Die Neubewertung der dem FB Gebäudemanagement zugeordneten Grundstücke mit 30 % . des Boden-
richtwertes entspricht nicht der Auffassung des Fachbereichs 20. Hier werden Korrekturen erfolgen 
müssen. Das Bewertungsverfahren bzw. die Kriterien befinden sich zwischen den FB 19, 61 und 20 
derzeit in der Abstimmung. 
 
Wie auch bei Erbaurechtsgrundstücken, wird die Auffassung vertreten, dass allein eine derzeitige 
Kommunalnutzungsorientierung den Grundstückswert nicht grundsätzlich und dauerhaft mindert. 
Eine Nutzung als Verwaltungsgebäude, Schule oder Kita löst nicht zwingend einen Wertverfall des 
Grundstücks aus. Wie die Erfahrung zeigt, können bei Aufgabe des Nutzungszwecks entsprechende 
Grundstücke, auch mit Gebäude, zu vollen Werten veräußert werden. 
 
Auch hier wird die Auffassung vertreten, dass Wertminderungen konkret für Einzelfälle dargelegt und 
begründet werden müssen. Eine pauschale Abwertung der Grundstücke wird für falsch gehalten. 
Konkrete Begründungen, die zu anderen Bewertungen der Grundstücke führen, sind bisher nicht vorgelegt 
worden, so dass bislang auch keine Veranlassung bestand, die städtische Bewertungsrichtlinie zu 
ändern. 
 
 
Zu 5.732   Bewertung von zur Vermarktung vorgesehenen Grundstücken  
 
Zwischen den Dezernaten II und V wurden zwischenzeitlich Sonderregelungen vereinbart. Diese sa-
hen vor, dass ein 10%iger Abschlag auf alle wertmindernden Faktoren vorgenommen wird und eine 
15%ige Rückstellungsbildung für Altlasten. Das Rechnungsprüfungsamt hat diese Sonderregelungen 
nicht mitgetragen, so dass es aus diesem Grunde bei der Bewertung zu Bodenrichtwerten bleibt. Soll-
ten im Einzelfall konkrete Angaben zu Belastungen der Grundstücke getätigt werden, werden diese 
dann auch wertmindernd in die Bewertung einfließen.   
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Zu 5.733 „Bildung von Urlaubs- und Überstundenrückstellungen“ 
 
Zur Frage, ob Urlaubs- und Überstundenrückstellungen gemäß § 43 Abs. 1 GemHKVO zu bilden sind, be-
stehen widersprüchliche Aussagen. 
Bislang wurde durch das MI die Bildung zwar empfohlen, eine Rechtspflicht bestand u.E. jedoch nicht. 
Diese Auffassung wird auch vom Rechnungsprüfungsamt geteilt. 
 
Aus Gründen der Praktikabilität wurde deshalb entschieden, auf die Bildung zu verzichten. Es wird 
geprüft, ob nach § 43 Abs. 1 GemHKVO eine Pflicht zur Bildung tatsächlich besteht. Ist dies der Fall, 
wird ein stark vereinfachtes pauschales Ermittlungsverfahren gewählt. 
 
 
Zu 6.503 „Mängel hinsichtlich Finanzierungsplanung und Nachweis für 2007 und 2008“ 
 
Nach Auslaufen des Modellprojektes Heroingestützte Behandlung Opiatabhängiger im Jahr 2006 war 
es erklärtes Ziel der LHH eine Dauerlösung zu etablieren, ohne die laufenden Kosten für die Stadt zu 
erhöhen, sondern diese möglichst zu verringern. Eine besondere Problematik lag darin, parallele Ver-
handlungen mit Region, Land und zwei Projektträgern (MHH und STEP) zu führen, die letztlich 
erfolgreich durch den Abschluss von Vereinbarungen beendet wurden. 
Daraus ergab sich ein komplexes Abrechnungsverfahren, an dem sowohl unterschiedliche Kostenträ-
ger als auch verschiedene Drittempfänger beteiligt waren und die LHH sowohl als Zuwendungsemp-
fänger als auch als Zuwendungsgeber fungierte. Die Einflussmöglichkeiten, wann die entsprechenden 
Mittelanforderungen beim Fachbereich Soziales eingehen waren in der Vergangenheit gering. 
 
Hinsichtlich der nachträglichen Erhöhung des Landesanteils im Finanzierungsplan befindet sich der 
Fachbereich Soziales derzeit in entsprechenden Verhandlungen mit dem Nds. Landesamt für Sozi-
ales, Jugend und Familie. Die vermeintlichen Ansprüche wurden mit Schreiben vom 27.9.2010 
konkret beziffert, eine Antwort steht noch aus. 
 
 
Zu 6.505 „Rückforderungen korrekturbedürftig, Zinsschäden durch verspätete Rückforderun-
gen“ 
 
Die Drittempfänger wurden durch den Fachbereich Soziales mit Schreiben vom 13.1.2010 über 
die beabsichtigte Rückforderung informiert, die nachfolgend konkret beziffert wurde. 
Die festgestellten Rückforderungsansprüche konnten inzwischen weitestgehend realisiert werden. 
 
Der Fachbereich Soziales geht von keinem Zinsschaden durch verspätete Rückforderung aus, da 
aufgrund der Finanzierungssystematik zunächst die Abrechnung des Bundes abgeschlossen sein 
musste, bevor eine abschließende Abrechnung mit dem Land erfolgen konnte. 
Erst mit Schreiben vom 29.9.2009 hat der Fachbereich Soziales vom Bundesverwaltungsamt die 
Nachricht erhalten, dass die Prüfung der Verwendungsnachweise zu keinen weiteren Beanstandun-
gen geführt hat und der Vorgang - vorbehaltlich einer weiteren Prüfung durch den Bundesrechnungs-
hof - abgeschlossen sei. 
Eine abschließende Abrechnung mit dem Land konnte somit erst dann erfolgen, wobei ange-
sichts der komplexen Abrechnung angemessene Bearbeitungszeiten anzusetzen sind. 
 
Mit Datum vom 27.9.2010 hat das RPA eine entsprechend lautende Stellungnahme erhalten. 
 
Für die Berechnungen ab 2009 werden Rückforderungen, auch vor dem Hintergrund vereinfachter 
Regelungen, deutlich zeitnäher realisiert. 
 
 
 
 
 
(Weil) 


